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Die Präsidentinnen und Präsidenten der 28 Rechtsanwaltskammern diskutierten bei der Bundesrechtsanwaltskammer

(BRAK)-Hauptversammlung am 26.4.2024 in Warnemünde u.a. über anwaltliche Sammelanderkonten und Geldwäscheprä-

vention, aktuelle Reformprojekte in der Justiz sowie über den Fachkräftemangel und Maßnahmen für eine bessere Ausbil-

dung von Rechtsanwalts-Fachangestellten (vgl. PM BRAK vom 3.5.2024). Thematisiert wurde u.a. der Entwurf eines Gesetzes

zur Regelung hybrider und virtueller Versammlungen für die Kammern der rechts- und steuerberatenden Berufe, mit dem

u.a. eine anlasslose Überprüfung anwaltlicher Sammelanderkonten durch die Rechtsanwaltskammern eingeführt werden

soll. Die umstrittene Regelung soll Probleme bei anwaltlichen Sammelanderkonten aufgrund schärferer Vorschriften zur

Geldwäscheprävention eindämmen, schafft aus Sicht der Rechtsanwaltskammern aber neue Probleme; sie lehnen diesen

Regelungsvorschlag daher einhellig und strikt ab. Auch die BRAK legte ihre ablehnende Auffassung jüngst in einer Stellung-

nahme dar. Zu dem Gesetzentwurf fand am 24.4.2024 eine Anhörung im Bundestags-Rechtsausschuss statt; viele der dort

gehörten Experten äußerten ebenfalls Bedenken hinsichtlich der Bürokratie und der Belastung für die Kammern. Kritisch

sehen die Kammerpräsidenten auch die geplante Anhebung des Zuständigkeitsstreitwerts für die Amtsgerichte von 5 000

auf 8 000 Euro. Sie äußerten Bedenken u.a., weil unklar sei, wie die Amtsgerichte mit der schon jetzt mangelhaften perso-

nellen Ausstattung die zusätzlichen Fälle schaffen sollen; eine massive Verlängerung von Verfahrensdauern sei zu befürch-

ten. Entschieden verwahrten sie sich dagegen, dass in diesem Zusammenhang mit Einsparungen infolge des Wegfalls des

sog. Anwaltszwangs für eine Reihe von Verfahren geworben werde; dabei würden die Aufwendungen für eine anwaltliche

Vertretung generell, aber insbesondere in Prozess- und Verfahrenskostenhilfesachen, als reiner Kostenfaktor angesehen –

ohne einen Blick auf ihre Bedeutung für den Zugang zum Recht. Auf der Tagesordnung standen außerdem Zukunftsthemen

wie die derzeit geplante Erprobungsgesetzgebung für ein Online-Verfahren für geringerwertige Streitigkeiten sowie die Ex-

pertenkommission „Zukunft der Justiz“, an der die BRAK sich mit zwei Experten beteiligen wird. Kritisch sieht die Hauptver-

sammlung, dass Wechselwirkungen mit den vielen weiteren Vorhaben im Bereich des Zivilprozesses, besonders mit der ge-

planten Anhebung des Zuständigkeitsstreitwerts, bislang nicht beachtet werden.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH:DeutschesHauptinsolvenzverfahren–

Spanisches Sekundärinsolvenzverfahren

1. Die Art. 7 und 35 der Verordnung (EU) 2015/

848 des Europäischen Parlaments und des Rates

vom 20. Mai 2015 über Insolvenzverfahren in

Verbindung mit ihrem 72. Erwägungsgrund sind

dahin auszulegen, dass die Rechtsvorschriften

des Staates der Eröffnung des Sekundärinsol-

venzverfahrens nur für Forderungen gelten, die

nach der Eröffnung dieses Verfahrens entstan-

den sind, und nicht für Forderungen, die zwi-

schen der Eröffnung des Hauptinsolvenzverfah-

rens und der Eröffnung des Sekundärinsolvenz-

verfahrens entstanden sind.

2. Art. 3 Abs. 2 und Art. 34 der Verordnung

2015/848 sind dahin auszulegen, dass die Ver-

mögensmasse, die in dem Staat belegen ist, in

dem das Sekundärinsolvenzverfahren eröffnet

wird, nur aus dem zum Zeitpunkt der Eröffnung

dieses Verfahrens im Hoheitsgebiet des Mit-

gliedstaats belegenen Vermögen besteht.

3. Art. 21 Abs. 1 der Verordnung 2015/848 ist

dahin auszulegen, dass der Verwalter des Haupt-

insolvenzverfahrens die zur Masse gehörenden

Gegenstände aus dem Hoheitsgebiet eines an-

deren Mitgliedstaats als dem des Hauptinsol-

venzverfahrens entfernen darf, obwohl ihm be-

kannt ist, dass es zum einen lokale Gläubiger im

Hoheitsgebiet dieses anderen Mitgliedstaats

gibt, die durch Urteil festgestellte Ansprüche aus

Arbeitsverhältnissen haben, und dass zum ande-

ren ein Arbeits- und Sozialgericht dieses Mit-

gliedstaats eine Sicherstellungsbeschlagnahme

angeordnet hat.

4. Art. 21 Abs. 2 der Verordnung 2015/848 ist

dahin auszulegen, dass der Verwalter des Sekun-

därinsolvenzverfahrens eine Anfechtungsklage

gegen eine Handlung des Verwalters des Haupt-

insolvenzverfahrens erheben kann.

EuGH,Urteil vom18.4.2024–C-765/22, C-772/22
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1089-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Kartellbehördliche Zuständigkeit

Hängt die Entscheidung über einen Antrag auf

Anordnung der aufschiebenden Wirkung einer

kartellbehördlichen Verfügung von der Ausle-

gung des Unionsrechts ab und hätte der Antrag

nach der Beurteilung durch das Gericht Aussicht

auf Erfolg, ist es aus Gründen der Gewährleis-

tung effektiven Rechtsschutzes an einer Vorlage

an den Gerichtshof der Europäischen Union im

Eilverfahren gehindert, wenn die Kartellbehörde

auf den Vollzug der angefochtenen Verfügung

für die Dauer eines möglichen Vorabentschei-

dungsverfahrens nicht verzichtet.

BGH, Beschluss vom 16.1.2024 – KVR 78/23
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1089-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Dauertestamentsvollstreckung bei

im Wege der Sonderrechtsnachfolge über-

gegangenem Kommanditanteil

Ein im Wege der Sonderrechtsnachfolge überge-

gangener Kommanditanteil unterliegt auch dann

der Dauertestamentsvollstreckung, wenn der Er-

be bereits Gesellschafter ist.

BGH, Beschluss vom 12.3.2024 – II ZB 4/23
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1089-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Rückgriff auf Börsenkurs einer Gesell-

schaft als Methode zur Schätzung des Un-

ternehmenswerts

a) Der Rückgriff auf den Börsenkurs einer Gesell-

schaft ist grundsätzlich eine geeignete Methode

zur Schätzung des Unternehmenswerts und des

Werts der Beteiligung eines außenstehenden Ak-

tionärs im Rahmen des § 305 AktG (Bestätigung

BGH, Beschluss vom 21. Februar 2023 – II ZB 12/

21, BGHZ 236, 180 Rn. 18 [BB 2023, 833, Ls.]).

b) Der Börsenwert einer Gesellschaft ist grund-

sätzlich geeignet, sowohl deren bisherige Er-

tragslage als auch deren künftige Ertragsaus-

sichten im Einzelfall hinreichend abzubilden und

kann daher Grundlage für den gemäß § 304

Abs. 2 Satz 1 AktG zu bestimmenden angemes-

senen festen Ausgleich sein (Bestätigung BGH,

Beschluss vom 21. Februar 2023 – II ZB 12/21,

BGHZ 236, 180 Rn. 44 [BB 2023, 833, Ls.]).

BGH, Beschluss vom 31.1.2024 – II ZB 5/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1089-4

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Anlagevermittler, Plausibilitäts-

prüfung u. a.

Zur Pflicht des Anlagevermittlers zur Einsicht-

nahme in von einem Wirtschaftsprüfer testierte

Jahresabschlüsse des kapitalsuchenden Unter-
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